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Sozialistische Grundgesetze wurzeln wie alles sozialistische Recht in den ob­
jektiven, letztlich ökonomisch bedingten Gesellschaftsverhältnissen und deren 
Bewegungsgesetzen. Das Wesen sozialistischer Verfassungen kann daher nur 
auf der Grundlage einer Analyse der gesellschaftlichen Wirklichkeit und 
ihrer gesetzmäßigen Entwicklung erkannt werden.
Zugleich sind sozialistische Verfassungen Führungsinstrumente der Arbeiter­
klasse und ihrer Partei. Die objektiven Gesetzmäßigkeiten des Sozialismus 
benötigen zu ihrer Existenz und Wirksamkeit das bewußte Handeln des Vol­
kes und damit das Recht, nicht zuletzt das Verfassungsrecht.30 
Diese Qualität kommt auch den in der antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung entstandenen Verfassungen zu, denn die antifaschistisch-demokratische 
Revolution vollzieht sich unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Partei 
mit dem Ziel des Hinüberwachsens in die sozialistische Umwälzung. In dieser 
Etappe entstehen bereits sozialistische Elemente (Volkseigentum, Planung der 
Wirtschaft), deren Gestaltung und Schutz zu den Fundamenten der Verfas­
sung gehören.
Das Wesen der DDR-Verfassung ist daher mit jener Verfassungstheorie 
Stalins, die er in seiner Verfassungsrede des Jahres 1936 vertreten hatte, nicht 
zu bewältigen. Für Stalin war die Verfassung im Sozialismus „Fazit bereits 
erzielter Errungenschaften“, „Registrierung des Erreichten“. Während ein 
Programm Zukünftiges betreffe, gehe es in der Verfassung nur um Gegen­
wärtiges. In einer sozialistischen Verfassung sei es unzulässig, Bestimmungen 
prognostischer Art über die zukünftige Entwicklung aufzunehmen.31 
In den Beratungen des Verfassungsausschusses des Deutschen Volksrates am
11. Mai 1948 und am 6. Juli 1948 wurden Aussprachen über die Stalinsche Ver­
fassungskonzeption geführt. In der Diskussion zum Referat Polaks über „Das 
Verfassungsproblem in der geschichtlichen Entwicklung Deutschlands“ be­
tonte zunächst Steiniger: „Eine Verfassung hat die Aufgabe, den gesellschaft­
lich erreichten Zustand wetterfest /zu machen, unter Dach zu bringen und. 
gleichzeitig die Entwicklungsmöglichkeiten offenzuhalten, die in ihr entwick­
lungsgesetzlich begründet sind.“32 Ihm wurde von Dertinger widersprochen, 
der unter Berufung auf Stalin das inzwischen Erreichte registrieren und 
gesetzgeberisch verankern wollte: „Es ist meines Erachtens die Aufgabe 
unserer Verfassung, nach dreijährigem Interim einen ruhigen Status zu 
schaffen und die Entwicklung auf ein solides Fundament zu stellen.“33 Ihm 
entgegnete Otto Grotewohl: „Die Anwendung des Stalinschen Prinzips ... 
würde für uns bedeuten, einen Zustand festzulegen, den wir einfach nicht 
anerkennen dürfen und nicht anerkennen können.“34 Diesen Standpunkt 
führte Polak weiter: „Wir werden also mit unserer Verfassung gewisse Prin­
zipien, die bei uns noch herrschend sind, negieren und andere Prinzipien, die
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wenstein, Uber Wesen, Technik und Grenzen der Verfassungsänderung, Berlin 1961, 
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